M 84. Montag 


den 12. April 1847. 


des Großherzogthums Poſen. 


Bekanntmachung. 

Da unſere Bekanntmachung vom 2ten Oktober pr. in den beiden hieſigen 
Zeitungen No. 232., nach welcher in die Klaſſen Quinta, Quarta und Tertia 
des hieſigen Königlichen Marien-Gymnaſtums in dem laufenden Schuljahre we= 
gen Ueberfüllung nur noch Söhne von in der Stadt Poſen wohnenden Eltern 
aufgenommen werden können, vielfach zum Nachtheile der Vetheiligten unbe— 
achtet geblieben ift: fo bringen wir dieſelbe beim Beginn des Sommerhalbjah⸗ 
res hiermit in Erinnerung, um auswärtigen Eltern und Vormündern Zeit und 
unnsthige Koſten zu erſparen. Zugleich bemerken wir, daß auch in die Sexta 
letzt nur wenige Schüler und nur dann, wenn ſie hinlänglich gut vorbereitet 
find, Aufnahme finden können. Poſen, den 5. April 1847. 
Königliches Provinzial-Schul-Collegium. 

— 
Inland. 
Berlin den 9. April. Se. Majeftät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Land- und Stadtgerichts⸗Archivarius, Juſtizrath Zernecke in Danzig, den 
Rothen Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; fo wie dem Rechnungs⸗Math 
Köllner bei der Regierung in Köln und dem Salinen-Kaſſen-Rendanten Aſcher— 
mann zu Halle den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe; desgl. dem Juſtiz-Kom⸗ 
miſſarius und Notarius Bock zu Memel den Charakter als Juſtizrath zu verleihen. 

Ihre Majeſtät die Königin haben den Gemälde- und Antiken Händler C. F. 
Dörfer hierſeloſt des Allerhöchſtihrem eise ferauten zu ernennen rn 

Ihre Königl. Hoheit die Herzögen von Oeſſau und Hochſtderen Tochter 
Prinzeſſin Agnes ſind von Deſſau hier eingetroffen und im Königl. Schloſſe 
abgeſtiegen. a 

Se. Durchlaucht der Fürſt Alfred zu Salm-Salm, iſt von Anhalt, der 
Fürſt von Lichnowsky, von Krzyzanowitz, der Ober-Jaͤgermeiſter, General: 
Lieutenant und Chef des Hof Jagd Amts, Fürſt zu Carolath⸗ Beuthen, 
von Carolath hier angekommen. — Der General: Major und Kommandant von 
Küſtrin, von Corvin-⸗Wlersbitzki, iſt nach Küſtrin, und der General-Ma— 
jor und Inſpecteur der erſten Artillerie-Inſpeetion, von Franckenberg, nach 
Stettin abgereiſt. 


v. Beurmanu. 


Patent, die Bildung neuer Religions-Geſellſchaften betreffend. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ze. jc. 
thun hierdurch kund und zu wiſſen: 

Indem Wir beifolgend eine Uns von Unſerem Staats-Miniſterium überreichte 
Zuſammenſtellung der im allgemeinen Landrecht enthaltenen Vorſchriſten über 
Glaubens- und Religionsfreiheit zur Öffentlichen Keuntniß gelangen laſſen, finden 
Wir Uns bewogen, hierdurch zu erklaren, daß, jo wie Wir einerſeits entſchloſſen 
ſind, den in Unſeren Staaten geſchichtlich und nach Staatsverträgen bevorrechteten 
Kirchen, der evangeliſchen und der römiſch⸗katholiſchen, nach wie vor Anſeren 
kräftigſten landesherrlichen Schutz angedeihen zu laſſen und ſie in dem Genuß ihrer 
beſonderen Gerechtſame zu erhalten, es andererſeits eben ſo Unſer unabänderlicher 
Wille iſt, Uuferen Unterthanen die in dem Allgemeinen Landrecht ausgeſprochene 
Glaubens- und Gewiſſensfreiheit unverkümmert aufrecht zu erhalten, auch ihnen 
nach Maßgabe der allgemeinen Landesgeſetze die Freiheit der Vereinigung zu einem 
gemeinſamen Bekenntniſſe und Gottesdienſte zu geſtatten. 

Diejenigen, welche in ihrem Gewiſſen mit dem Glauben und Bekenntniß ihter 
Kirche nicht in Uebereinſtimmung zu bleiben vermögen, und ſich demzufolge zu 
einer beſonderen Religiong⸗Geſellſchaft vereinigen, oder einer ſolchen ſich anſchlie— 
ßen, genießen hiernach nicht nur volle Freiheit des Austritts, ſondern bleiben auch, 
inſoweit ihre Vereinigung vom Staate genehmigt iſt, im Genuß ihrer bürgerlichen 
Rechte und Ehren — jedoch unter Berückſichtigung der 88. 5, 6, 2731 und 
112. Tit. 11 Thl. I. des Allgemeinen Landrechts — dagegen können ſie einen 
Antheil an den verfaſſungsmäßigen Rechten der Kirche, aus welcher fie ausgetreten 
ſind, nicht mehr in Anſpruch nehmen. 

Befindet ſich eine nene Religions Geſellſchaft in Hinſicht auf Lehre und Be⸗ 
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kenntniß mit einer durch den Weſtphäliſchen Friedensſchluß in Deutſchland aner⸗ 
kannten chriſtlichen Neligionsparteien in weſentlicher Uebereinſtimmung und iſt in 
derſelben ein Kirchenminiſterium eingerichtet, ſo wird dieſem bei Genehmigung der 
Geſellſchaft zugleich die Berechtigung zugeſtanden werden, in den Landestheilen, 
wo das Allgemeine Landrecht oder das gemeine Deutſche Recht gilt, ſolche die Be— 
gründung oder Feſtſtellung bürgerlicher Rechtsverhältniſſe betreffende Amtshandlun⸗ 
gen, welche nach den Geſetzen zu dem Amte des Pfarrers gehören, mit voller 
rechtlicher Wirkung vorzunehmen. — Inwiefern einer neuen Kirchen-Geſellſchaft 
dieſer Art außerdem noch einzelne, beſondere Rechte zu verleihen ſind, bleibt im 
vorkommenden Falle, nach Bewandniß der Umſtände, Unſerer Erwägung vors 
behalten. 

In allen anderen Fällen bleiben bei neuen nach den Grundſätzen des Allge⸗ 
meinen Landrechts zur Genehmigung von Seiten des Staats geeignet befundenen 
Religious-Geſellſchaften, die zur Feier ihrer Religionshandlungen beſtellten Perſo⸗ 
nen von der Befugniß ausgeſchloſſen, auf bürgerliche Rechtsverhältniſſe ſich bezie— 
hende Amtshandlungen der oben bezeichneten Art mit eivilrechtlicher Wirkung 
vorzunehmen; dieſe ſoll bei den Gegenſtänden jener Amtshandlungen nach näherer 
Vorſchrift der dieſerhalb von Uns heute erlaſſenen beſonderen Verordnung durch 
eine vor der Gerichtsbehörde erfolgende Verlautbarung ſichergeſtellt werden, den 
Betheiligten jedoch geftattet fein, die gedachten Amtshandlungen mit voller Wirkung 
auch durch einen Geiſtlichen einer der öffentlich aufgenommenen chriſtlichen Kirchen 
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Nachdem die jetzigen Bewegungen auf dem kirchlichen Gebiete Uns veranlaßt 
haben, unſere Grundſätze über Zulaſſung und Bildung neuer Religions-Geſell⸗ 
ſchaften im Allgemeinen auszuſprechen, behalten Wir Uns vor, mit Benutzung 
der bei Anwendung derſelben zu machenden Erfahrungen nach Bedürfniß, die über 
dieſen Gegenſtand beſtehenden, in der anliegenden Zuſammenſtellung enthaltenen 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
zu ergänzen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. — Gegeben Berlin, den 30. März 1847. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Zuſammenſtellung der in dem Allgemeinen Landrechte enthalte» 
nen Beſtimmungen über Glaubens⸗ und Religions⸗ Freiheit. 
1. Jedem Einwohner im Staat ſteht für feine Perſon vollkommene Glau⸗ 
bens und Gewiſſens-Freiheit zu. Die Begriffe der Einwohner des Staats von 
Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere Gottesdienſt können 
kein Gegenſtand von Zwangs -Geſetzen fein. Niemand iſt ſchuldig, über feine 
Privat- Meinungen in Religionsſachen Vorſchriften vom Staate anzunehmen. 
Niemand ſoll wegen ſeiner Religions-Meinungen beunruhigt, zur Rechenſchaft 
gezogen, verspottet oder gar verfolgt werden. SS. 1 bis 4 Theil II. Tit. 11 des 
Allg. Landrechts. Jedem Bürger des Staats, welchen die Geſetze fähig erken⸗ 
nen, für ſich ſelbſt zu urtheilen, ſoll die Wahl der Religions⸗Partei, zu welcher 
er ſich halten will, frei ſtehen. Tit. 2 §. 74 sed Der Uebergang von einer 
Religions-Partei zu einer anderen geſchieht in der Regel durch ausdrückliche Er⸗ 
klärung. §S§ 40 und 41 Tgeit II. Tit. 11 des Allg. Landrechts. Durch Beru⸗ 
ſung auf abweichende Glaubens-Anſichten kann jedoch der Einzelne ſich gegen 
die durch die allgemeinen Landesgeſetze bedingten civil⸗ und ſtrafrechtlichen Folgen 
feiner Handlungen nur dann ſchützen, wenn das Geſetz zu Gunſten feiner Glau⸗ 
bensgenoſſen eine Ausnahme von einzelnen allgemeinen Beſtimmungen nachge⸗ 
laſſen hat, und in fo weit als er durch feine eigenthümlichen Religions = Anſich⸗ 
ten verhindert wird, diejenigen Rechts-Handlungen vorzunehmen, deren Form 
nach den Geſetzen durch beſtimmte religiöſe Ueberzeugung bedingt iſt, muß er ſich 
die daraus folgende Verminderung ſeiner bürgerlichen Rechtsfähigkeit gefallen 
laſſen. §§. 5 und 6. SS. 27 bis 31. §. 112 ebendaſelbſt. : 
Den Einzelnen ſteht es frei, mit Genehmigung der Obrigkeit, ſich zu 
Religions-Uebungen zu verbinden und gemeinſchaſtliche Zuſammenkünfte zu hal⸗ 
ten, in fo weit dadurch nicht die gemeine Ruhe, Sicherheit und Ordnung ge⸗ 
fährdet wird, SS 9 und 10 Theil II. Tit. 11. §§. 1 bis 3 Theil II. Tit. 6. 
eine ſolche Verbindung hat aber nur dieſelben Rechte, wie jede andere erlaubte 
Privat⸗Geſellſchaft. 88. II bis 14 Theil UI. Tit. 6. Sie ſteht als ſolche unter 
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der fortwährenden Aufficht des Staats, welcher fie verbieten kann, fobald ſich 
findet, daß ſie anderen gemeinnützigen Abſichten und Anſtalten hinderlich oder 
nachtheilig iſt, §. 4 ebendaſelbſt; und ihre Mitglieder bilden, auch wenn ſie die 
Ausſonderung von den im Staate aufgenommenen Kirchen-Geſellſchaften bezwek⸗ 
ken, dennoch keine rechtlich beſtehende, beſondere Religions-Partei, ſon⸗ 
dern für erſt nur eine bloße Privat- Geſellſchaft, und werden in rechtlicher 
Beziehung — nach wie vor — als Angehörige derjenigen Religions-Partei an⸗ 
geſehen, zu der ſie bis dahin gehört haben, in ſo weit nicht beſondere Geſetze 
Ausnahmen davon begründen. g 

3. Religionsgrundſätze, welche mit der Ehrfurcht gegen die Gottheit, dem 
Gehorſam gegen die Geſetze, der Treue gegen den Staat und der allgemeinen 
Sittlichkeit unvereinbar find, dürfen überhaupt im Staat nicht ausgebreitet wer⸗ 
den. §§. 13 bis 15 Theil II. Tit. 11. Einer jeden neu ſich bildenden Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft liegt daher der Nachweis ob, daß die von ihr gelehrten Meinun⸗ 
gen nichts enthalten, was dem zuwiderläuft. F. 21 ebendaſelbſt. 

4. Erhält eine Religions-Geſellſchaft die Genehmigung des Staats, fo er: 
langt fie dadurch die Rechte einer geduldeten Kirchen-Geſellſchaft und iſt demge— 
mäß befugt, gottesdienſtliche Zuſammenkünfte in gewiſſen dazu beſtimmten Ges 
bäuden anzuſtellen und hier ſowohl, als in den Privat-Wohnungen der Mit- 
glieder, die ihren Religions-Grundſätzen gemäßen Gebräuche ausüben. SS 22 
und 23 ebendaſelbſt. Sie bleibt aber dabei der Ober-Aufſicht des Staats uuter⸗ 
worfen, und letzterer iſt berechtigt, von demjenigen, was in ihren Verſammlun— 
gen gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 88.32 und 33 ebenda⸗ 
ſelbſt. Im Uebrigen beſtimmen ſich ihre Rechte nach der beſonderen Konzeſſton, 
welche ihr von dem Landesherrn ertheilt wird. SS. 20, 29 ebendaſelbſt, §. 22 
Theil II. Tit. 6. 

5. Die im Staat öffentlich aufgenommenen Kirchen -Geſellſchaften haben 
die Rechte privilegirter Corporationen. §. 17 Theil II. Tit. 11. Nur die ihnen 
gehörenden gottesdienſtlichen Gebäude werden „Kirchen“ genannt und genießen 
als ſolche die Vorrechte der öffentlichen Gebäude des Staats. §. 18 ebendaſelbſt. 
Kirchen, fo wie Pfarr- und Küſtergüter, find in der Regel von den gemeinen 
Laſten des Staats frei, und die zur Feier des Gottesdienſtes und zum Religions⸗ 
Unterricht beſtellten Perſonen haben mit anderen Beamten im Staat gleiche Rechte. 
§. 165 ebendaſelbſt. §. 174 ebendaſelbſt. SS. 771 bis 777 ebendaſelbſt. § 19 
ebendaſelbſt. SS. 96 und 97 ebendaſelbſt. In Anſehung der über ihr Vermö— 
gen verhandelten Geſchäfte und geſchloſſenen Verträge haben die öffentlich auf— 
genommenen Religions⸗Geſellſchaften die Rechte der Minderjährigen; fie genie⸗ 
ßen wegen dieſes Vermögens im Konkurſe beſonderer Vorrechte, und es findet 
gegen fie nur die außerordentliche Verjährung von 14 Jahren ſtatt. 88. 228 
bis 234 Theil II. Tit. 11. SS. 629 bis 632 Theil I. Tit 9. Die zu einer 
vom Staat öffentlich aufgenommenen Religionspartei gehörigen Kirchen ſind be⸗ 
fügt, gegen die innerhalb ihrer Parochie wohnenden Glaubens-Verwandten, fo= 
weit letztere nicht beſonders erimirt find, den Pfarrzwang auszuüben und dieſel⸗ 
ben zu den aus der Parochtal-⸗Verbindung fließenden Laſten und Abgaben her— 
anzuziehen. § 237 Theil II. Tit. 11. SS. 260 und 261 ebendaſelbſt. F. 418 
ebendaſelbſt. . f 
5 6. Auf die vorſtehend unter 5. aufgeführten Rechte der öffentlich aufge⸗ 
nommenen Kirchen-Geſellſchaften haben die nur geduldeten Religions Geſellſchaf⸗ 
ten als ſolche keinen Anſpruch; den Umfang ihrer Rechte in beſonderem Falle 


beſtimmt vielmehr die ihnen ertheilte Konzeſſton (conl. S 4.) 


ſchehen. 


N „ % „ JE uno Sterbe⸗ 
falle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortsgerichte 

; erfolgen muß. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc ꝛc. 
verordnen, in Verfolg Unſeres am heutigen Tage über die Vildung neuer Reli⸗ 
gions⸗Geſellſchaften erlaſſenen Patents, für alle Theile Unſerer Monarchie, mit 
Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshoſes zu Köln, auf den Antrag 
Unſeres Staats⸗Miniſteriums und nach vernommenem Gutachten Unferes Staats⸗ 
Rathes, was folgt: 

§. 1. Die bürgerliche Beglaubigung der Geburts-, Heiraths- und Sterbe⸗ 
fälle, die ſich in ſolchen geduldeten Religions-Geſellſchaften ereignen, bei wel⸗ 
chen den zur Feier ihrer Religions⸗Handlungen beſtellten Perſonen die Veſugniß 
nicht zuſteht, auf bürgerliche Rechts- Verhältniſſe ſich beziehende Amtshandlun— 
gen mit civilrechtlicher Wirkung vorzunehmen, ſoll durch Eintragung in ein ge— 
richtlich zu führendes Regiſter bewirkt werden. 

Dieſes Regiſter (§. 1.) wird von dem ordentlichen Richter des Orts, 
wo der Geburts- oder der Sterbefall ſich ereignet hat, oder die Brautleute woh- 
nen, auch in Anſehung ſolcher Betheiligten geführt, welche ſonſt von der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit befreit ſind. Haben die Brautleute ihren Wohnſitz in ver⸗ 
ſchiedenen Gerihts- Bezirken, fo kann die Eintragung der Ehe bei dem einen oder 
dem anderen der beiden Richter nachgeſucht werden. Der Richter, welcher hier 
nach die Eintragung vornimmt, hat von derſelben dem Richter des Orts, an 
welchem der andere Theil des Brautpaares wohnt, Mittheilung zu machen, und 
dieſer hat die vollzogene Ehe auch in das von ihm geführte Regiſter zu übernehmen. 

$. 3. Zur Anzeige einer erfolgten Geburt iſt zunächſt der Vater des Kindes 
verpflichtet. Iſt derſelbe nicht bekannt oder zur Erfüllung dieſer Verpflichtung 
nicht im Stande, ſo muß die Anzeige von dem Geburtshelfer oder der Hebamme, 
ſonſ dhe ſolche bei der Niederkunft nicht gegenwärtig geweſen ſind, von den 
ſonſt dabei zugegen geweſenen Perſonen, und wenn die Geburt ohne Veiſein An⸗ 
derer erfolge von demjenigen, in deſſen Wohnung das Kind geboren iſt, ge⸗ 

Were, zu den Verwandten oder Hausgenoſſen gehörende Perionen, 
ſind zu der Anzeige berechtigt, aber nicht verpflichtet. Die Anzeige muß den 
Tag und die Stunde der Geburt, das Geſchlecht des Kindes und deſſen Borna: 
men, ferner die Namen, den Stand oder das Gewerbe, ſo wie den Wohnort 
der Eltern, enthalten. War zur Zeit der gemachten Anzeige dem Kinde noch 
kein Vorname beigelegt, ſo iſt hierüber binnen drei Tagen, nachdem dies ge⸗ 
ſchehen, nachträgliche Anzeige zu leiſten. 
4. Bei Todesfällen muß die Anzeige von dem Familienhaupte, und 


wenn ein ſolches nicht vorhanden oder hierzu nicht im Stande iſt, vom demjeni⸗ 


gen gemacht werden, in deſſen Wohnung der Todesfall ſich ereignet hat. An⸗ 
dere Verwandte oder Hausgenoſſen des Verſtorbenen find zu der Anzeige berech⸗ 
tigt, aber nicht verpflichtet. Die Anzeige muß Tag und Stunde des Todes, 
Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder Gewerbe des Verſtorbenen enthalten, 

S. 5. Der ehelichen Verbindung muß ein Aufgebot vorangehen. Daſſelbe 


iſt bei dem Richter des Orts, an welchem die Brautleute den Wohnſitz haben, 
und wenn dieſelben in verſchiedenen Gerichtsbezirken wohnen, bei jedem der bei⸗ 


den Richter in Antrag zu bringen, und erſt dann zu veranlaſſen, wenn ſich der 


Richter die Ueberzeugung verſchafft hat, daß die zur bürgezlichen Gültigkeit der 
Ehe geſetzlich nothwendigen Erforderniffe v EHE; Aufgebot erfolgt 
durch eine an der Gerichtsftelle und gleichzeitig ath⸗ oder Ortsgemeinde⸗ 
hauſe, in deſſen Ermangelung aber an der hnüung des Gemeindevorſtehers, 
während vierzehn Tagen auszuhängende Bekanntma ung. 

$.6. Diejenige Handlung, durch welche nach dem Gebrauche der Reli- 
gions-Geſellſchaft die eheliche Verbindung geſchloſſen wird, darf erſt vorgenom⸗ 
men werden, wenn gerichtlich beſcheinigt iſt, daß die Brautleute, jedes an ſeinem 
Wohnorte, aufgeboten worden find und kein Einfprn t il. 

$. Zu der Eintragung der Ehe in das Regiſter (§. I.) iſt erforderlich: 
1) die Erklärung der Brautleute, daß und wann die nach dem Gebrauch der 
geduldeten Religione-Geſellſchaft zum Abſchluß der chelichen Verbindung erfor 
derliche Handlung flattgefunden hat; 2) eine die Richtigkeit dieſer Erklärung bes 
ſtätigende Verſicherung zweier glaubwürdigen, zu derſelben Religions-Geſellſchaft 
gehörenden Perſonen; 3) der Nachweis des Aufgebots ($. 5). 

F. 8. Die bürgerliche Gültigkeit einer ſolchen Ehe beginnt mit dem Zeit- 
punkt der Eintragung der Ehe in das Regiſter. 8 

F. 9. Zu dem in den §§. 3, 4 und 7 vorgeſchriebenen Anzeigen und Er- 
klärungen iſt das perſönliche Erſcheinen vor dem Richter erforderlich. Der Rich- 
ter hat darüber, unter Zuziehung eines verpflichteten Protokollſührers, ein Pro- 
tokoll aufzunehmen, welchem die eingereichten Beſcheinigungen beizufügen ſind. 
Wenn nach dem Eruteſſen des Richters die Thatſache feſtgeſtellt iſt, fo hat der⸗ 
ſelbe auf Grund des Protokolls, fofort den Geburts-, Heiraths- oder Sterbe— 
fall in das Regiſter einzutragen, und darüber ein Atteſt auszufertigen. 

§. Das Regiſter (S. 1) und die auf Grund deſſelben ausgefertigten 
Atteſte genießen bis zum Beweiſe des Gegentheils vollen öffentlichen Glauben. 

F. II. Die in den §§. 3, 4 und 7 vorgeſchriebenen Anzeigen oder Erklä⸗ 
rungen müſſen von den dazu Verpflichteten gemacht werden: 1) bei Geburten 
innerhalb der zunächſt folgenden drei Tage; 2) bei Heirathen binnen der zunächſt 
ſolgenden acht Tage nach Vollziehung der noch dem Gebrauche der Religions 
Geſellſchaft erforderlichen Handlung; 3) bei Todesfällen fpäteftens an dem nächſi⸗ 
folgenden Tage. Eine ſchuldbare Verſäumnih dieſer Friſten iſt mit Geldbuße bis 
zu fünfzig Thalern oder mit Gefängniß bis zu vier Wochen zu beſtrafen. Au⸗ 
berdem haben die Säumigen diejenigen Koften zu tragen, welche dadurch entſte⸗ 
hen, daß der Richter wegen der verzögerten Anzeige zu irgend einer Ermittelung 
veranlaßt wird. 2 

$. 12. Die Feſtſetzung der im F. II. angedrohten Strafe erfolgt durch rich⸗ 
tecliches Erkenntniß. / 

F. 13. Die Orts-Polizeibehörden find verpflichtet, auf die rechtzeitige An⸗ 
zeige der Geburten, Heirathen und Sterbefälle zu achten und bei Unterlaſſung 
derſelben das Erforderliche von Amts wegen zu veranlaſſen. 

F. 14. Für die den Gerichten durch gegenwärtige Verordnung überwieſenen 
Geſchäfte find Gebühren zu entrichten, über deren Betrag der Juſtiz-Miniſter 
nähere Beſtimmungen zu treffen hat. N a 

§. 15. Inſoweit nicht durch gegenwärtige Verordnung abweichende Veſlim⸗ 
mungen gegeben ſind, haben die Gerichte bei dem Aufgebote und der Führung 
des Regiſters diejenigen Vorſchriſten zu befolgen, welche den Geiſtlichen der öf⸗ 
eee Kirchen für das Aufgebot und die Führung der circhen⸗ 


F. 16. Die Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung finden auch all 
butten, Heirathen und Sterbefälle ſolcher Derfonen alu Joe wei al 
rer Kirche ausgetreten find und noch keiner vom Staate genehmigten Religions⸗ 
Geſellſchaft angehören. Bei den Heirathen ſolcher Perſonen ſollen jedoch die Be⸗ 
ſtimmungen der SS: 6. ‘. und II. No. 2. ausgeſchloſſen bleiben. Zur Eintra⸗ 
gung der Che in das Regiſter genügt in dieſen Fällen der Nachweis des Aufge⸗ 
bots (F. 5.) und die perſonliche Erklärung der Brautleute vor dem Richter daß 
fie e mit einander ü ſich betrachten wollen. . 

S. 17. Der Austritt aus der Kirche (§. 16.) kann nur durch ei a 
Richter des Orts (8: 2.) perſönlich zum Protokoll abzugebende Ge aer. 
gen. Dieſe Erklärung hat nur dann rechtliche Wirkung, wenn die Abſicht 
aus der Kirche auszutreten, mindeſtens vier Wochen vorher dem Richter des 
Orts in gleicher Weiſe erklärt worden iſt. Der Richter hat von der zuerſt 
bei ihm abgegebenen Erklärung dem kompetenten Geiſtlichen fofort Mittheilung 
zu machen. ö E 

§. 18. Bei Eheſcheidungsklagen folder Perſonen, welche aus ihrer Kirche 
ausgetreten find und noch keiner vom Staate genehmigten Religions⸗Geſellſchaft 
angehören, finden die in der Verordnung über das Verfahren in Eheſachen vom 
25. Juni 1844 hinſichttich der Mitwirkung eines Geiſtlichen und insbeſondere die 
in den $$. 10. bis 14. gegebenen Vorſchriſten keine Anwendung. Der Einlei⸗ 
tung ſolcher Eheſcheidungsklagen muß ſtatt des Sühne⸗Verſuchs durch den Geiſt⸗ 
lichen ein Sühne⸗Verſuch durch das Gericht vorangehen. Bei dieſem Sühne⸗ 
Ver ſuch find der Staats-Anwalt und nach deſſen Anträgen diejenigen Perſonen 
zuzuziehen, von welchen eine dem Zweck entſprechende Mitwirkung zu erwarten iſt. 

F. 19. Der Juſtiz⸗Miniſter hat die Gerichte mit näherer Anweiſung zur 
Ausführung diefer Verordnung zu verfehen. — Urkundlich unter Unſerer Höchſt⸗ 
eigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 30. März 1847. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Freih. v. Müffling. Eichhorn. v. Savigny Uhden. Beglaubigt: Bode. 


Mit Bezug auf das vorſtehende Patent haben des Königs Majeſtät noch fol⸗ 
genden beſonderen Befehl unter gleichem Datum an das Staats- Miniſterium zu 
erlaſſen geruht: 

Wenn Ich in dem Patent vom heutigen Tage über die Bildung neuer Reli⸗ 
gions-⸗Geſellſchaſten denjenigen, welche ihre Kirche verlaſſen und zu einer beſonde— 
ren Religions- Geſellſchaft ſich vereinigen oder einer ſolchen ſich anſchließen, nur 
in ſoweit, als ihre Vereinigung vom Staate genehmigt iſt, den fortdauernden 
Genuß ihrer bürgerlichen Rechte und Ehren ausdrücklich zugeſichert habe, ſo darf 
diefer Beſimmung, — wie Ich dem Staats-⸗Miniſterium zur Vermeidung moͤgli⸗ 
cher Mißverſtänduiſſe hierdurch eröffne, — nicht die Auslegung gegeben werden, 
als ob der Beitritt zu einer vom Staate noch nicht genehmigten Religions⸗Geſeſl⸗ 
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ſchaft ohne Weiteres den Verluſt jener Rechte und Ehren zur Folge habe Eine 
ſolche Auslegung würde ganz Meiner Abſicht entgegen fein. Jusbeſondere mache 
ich darauf aufmerkſam, daß kein Militair- oder Civilbeamter blos deshalb, weil 
er ſich von feiner Kirche getrennt und einer bisher noch nicht genehmigten Religions- 
Geſellſchaft angeſchloſſen hat, in den mit feinem Amte verbundenen Rechten, ſo⸗ 
fern nicht das Amt ſelbſt, wie z. V. bei den Schullehrern ꝛc., durch eine beſtimmte 
Konfeſſion bedingt iſt, eine Schmälerung erleiden darſ. Ich überlaſſe den einzelnen 
Verwaltungs⸗Cheſs, hiernach die Behörden mit der nöthigen Anweiſung zu verſehen. 

Berlin, den 30. März 1847. Friedrich Wilhelm. 
An das Staats⸗Miniſterium.“ ! 

Allerhöchſte Kabinets-Ordre wegen Publikation der beiden 
Verordnungen von demſelben Tage, betreffend die Oeffent— 
lichteit in den nach dem Geſetze vom 17. Juli 1846 zu führen- 
den Unterſuchungen, fo wie betreffend die Oeffentlichkeit in 
Civilprozeſſen. „Ich habe die Mir mit dem Berichte des Staats-Miniſte⸗ 
tiums vom 6. d. M. eingereichten Entwürſe zweier Verordnungen, betreffend die 
Oeffentlichkeit in den nach dem Geſetze vom 17. Juli 1846 zu führenden Unter⸗ 
ſuchungen, ſo wie betreffend die Oeffentlichkeit in Civilprozeſſen, vollzogen und 
ſende dieſelben dem Staatsminiſterium mit dem Befehle zu, ihre Publikation durch 
die Geſetzſammlung zu veranlaſſen. 

Potsdam, den 7. April 1847. 
An das Staats-Miniſterium.“ 

Verordnung betreffend die Oeffentlichkeit in den nach dem 
Geſetze vom 17. Juli 18 46. zu führenden Unterſuchungen. 
„Wir Friebrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de. ic. 
finden Uns veranlaßt, für die nach dem Geſetze vom 17. Juli 1846 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 267) zu führenden Unterſuchungen eine dem wahren Bedürf— 
uiß entſprechende Oeſſentlichteit einzuführen, und verordnen demnach, unter Auf: 
hebung des $. 17. des gedachten Geſetzes, auf den Antrag des Staats-Miniſte— 
riums, was folgt: . | 

§. 1. Der Zutritt zu den mündlichen Verhandlungen in den nach dem Ge⸗ 
jede vom 17. Juli 1846 zu führenden Unterſuchungen ſoll fortan allen Männern 
geſtattet ſein; zurückzuweiſen ſind jedoch diejenigen, welche das Recht, die Na— 
tional-Kofarde zu tragen, verloren haben, fo wie diejenigen, deren äußere Er— 
ſcheinung von der Art iſt, daß eine Verlegung des Anſtandes bei den Verhand⸗ 
lungen zu beſorgen ſteht. a f a 

8. 2. Alle bei der Sache nicht betheiligte Perſonen müſſen ſich jedoch daun 
entfernen, wenn das Gericht dies aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der 
Sittlichkeit für angemeſſen erachtet. Das Gericht hat hierbei beſonders den Anz 
trag des Staats⸗Anwalts zu berückſichtigen. { 

Weiblich unter Unſerer Höchfieigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. Gegeben Potsdam, den 7. April 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


* (I.. S.) Friedrich Wilhelm. 
e Prinz 8 Preußen. 
. eu. Mühler. Rother: ichhorn, v. Thile. d. Savigny. 
v. Bodelſchwing h. Onfian ie „Wbden. > v. 3 


Verorduung, 
betreffend die Oeffentlichkeit in Cidil-Prozeſſen. 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden König von Preußen ze. de. 
finden Uns veranlaßt, in denjenigen Landestheilen, in welchen die Verordnung 
vom 21. Juli 1846 uber das Verfahren in Civil» Prozeſſen Geſetzeskraft hal, 
eine dem wahren Bedürfniſſe entſprechende Gerichts-Oeſfentlichkeit einzuführen, und 
verordnen demnach auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums, unter Aufhe⸗ 
bung aller eutgegenſtehenden Vorſchriften, was folgt: * 

8. 1. Der Zutritt zu den mündlichen Verhandlungen in Civil. Prozeſſen ſoll 
fortan allen Männern geſtattet ſein; zurückzuweiſen ſind jedoch diejenigen, welche 
das Recht, die Nationat- Kotarde zu tragen, verloren haben, fo wie diejenigen, 
deren äußere Erſcheinung von der Art iſt, daß eine Verletzung des Anſtandes bei 
den Verhandlungen zu beſorgen ſteht. 

S. 2. Alle bei der Sache nicht betheiligten Perſonen müſſen ſich entfernen, 
ſobald das Gericht aus Gründen des öffentlichen Wohls oder der Sittlichkeit dies 


für augemeſſen erachtet. a nn 
Auf den Antrag der Parteien oder einer derſelben iſt die Oeſſentlichkeit nur 


dann auszuſchließen, wenn für die Ausſchließung Gründe angeführt werden, deren 


Gihebtichteit das Gericht nach freiem Ermeſſen anerkenut. Das Gericht hat darü— 
uch einen Beſchluß zu befinden, und zwar nach Anhörung der Parteien oder 
ihrer Bevolmachtigten, wenn dieſelben in der Sitzung anweſend find. 

„ Auf das durch das Geſez vom 28. Juni 1844 eingeführte Verfah⸗ 
ren in Eheſcheidungsſachen hat die gegenwärtige Verordnung keine Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. Gegeben Potsdam, den 7. April 1847. 


. 8.) Friedrich Wilhelm. 
en. Prinz von Preußen. 
von Boyen. Mühler. Neigen, Eicher n. von Thile. von Savigu h. 


Graf zu Stolberg. Uhden. 


von Düesber g. 


von Bodelſchwingh. Freiherr von Camib, 


Je näher wir dem Tage rückten, au welchem zum erſten Male die Abgeordne⸗ 
ten des Vereinigten Landtages in der Hauptſtadt der Monarchie zu gemeinſamer 
Berathung zuſammentraten, eine um ſo größere Wichtigkeit ſchien dieſes Ereigniß 
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zu erlangen. Jeden Tag brachten uns die öffentlichen Blätter Kunde von der Be⸗ 
theiligung der Communen, beſonders der größeren Städte; war es ihnen auch un⸗ 
terſagt, ihre Abgeordneten mit Inſtructionen und Aufträgen zu berſehen, ſo ward 
ihnen doch nicht gewehrt, denſelben ihre Anſichten und Wünſche mitzutheilen, es 
ihnen überlaſſend, wie ſie dieſelben zu geeigneter Zeit vorbringen werden. Die 
meiſten Abgeordneten haben die Petitionen ihrer Wähler zu den ihrigen gemacht; ſie 
werden im Sinne derſelben handeln. In der Rheinprovinz ſcheint, nach den Zei⸗ 
tungsnachrichten zu urtheilen, die Anſicht vorherrſchend zu ſein, daß die Abgeord⸗ 
neten des Vereinigten Landtages ſich als Reichsſtände nach dem Geſetz vom 17ten 
Januar 1820 zu betrachten haben. Wie die Communen, ſo betheiligt ſich die 
Preſſe in Zeitſchriften, Broſchüren und größeren Werken an dem wichtigſten Er⸗ 
eigniſſe der neueren Zeit. Geſtern ſind uns drei Broſchüren zugekommen, welche 
ſich mit dem Patente vom 3. Februar theils im Allgemeinen, theils in einzelnen 
Punkten beſchäftigten: 1) „Der Herrenſtand gegenüber dem niederen 
Adel nach dem Patent vom 3. Februar 1847. (Leipzig, Georg Wigand's 
2) „Zur Eröffnung des erſten Vereinigten Land⸗ 
tages. Anſichten und Wünſche von einem Preußen. (Breslau 1847, Verlag 
von Joſef Max u. Comp.)“ 3) „Das Petitionsrecht. Von A. Th. Wö⸗ 
niger.“ Eine vierte Broſchüre vom Juſtiz-Commiſſarins Ferdinand Fiſcher: 
„Die Herrenbank und das Wahlgeſetz“ wird in dieſen Tagen ausge— 
geben werden. Die erſtere dieſer Schriften: „Der Herrenſtand gegenüber dem 
niederen Adel“ mit dem Motto Suum cuique muß man von einem ganz anderen 
Standpunkte aus betrachten, als die übrigen; der Verfaſſer vertheidigt die Stel: 
lung, welche dem Herrenſtande geworden iſt, mit nicht ungewichtigen Gründen 
gegenüber beſonders den von einem Theile des niederen Adels erhobenen Anſprü⸗ 
chen. Sieht man über die Angriffe auf die „liberale Tagespreſſe“, auf die „vul⸗ 
gäre Maſſe der Tagesſchriftſteller“, auf die „innmenfe Oberflächlichkeit der Beherr⸗ 
ſcher unſerer Tagespreſſe“, u. ſ. w. hiuweg, ſo wird man zugeben müſſen, daß 
hier Anſichten ausgeſprochen worden find, wie wir ſie gerade von dieſer Selte 
nicht erwartet hätten. Nachdem der Verfaſſer auseinandergeſetzt hat, daß in det 
ganzen Preußiſchen Verfaſſung vom 3. Februar kein Moment iſt, wo der niedere 
Adel als ſolcher ſich geltend machen könnte (da nach der provinzialſtändiſchen Vers 
ſaſſung nicht der Adel, ſondern die aus Bürgerlichen und Adeligen beſtehende 
Ritterſchaft vertreten iſt), daß alſo die Anſprüche des niedern Adels auf per⸗ 
ſoͤnliche Theilnahme Einzelner au der Stellung des Herrenſtandes oder auf Vertre⸗ 
tung durch Delegirte in demſelben ſich auf Nichts gründen, faͤhrt er S. 13 fort: 
„Abgeſehen aber davon, ſo würde es geradezu ein Unglück für das Volk, ein 
Hemmſchuh jeder weiteren ſtändiſchen Entwickelung fein, wenn der niedere Adel 
an der bevorzugten Stellung des Herrenſtandes Antheil hätte. Und wenn irgend⸗ 
wo, fo muͤſſen wir hierbei die hohe Weisheit des Geſetzgebers bewundern. Un⸗ 
abhängigkeit iſt das erſte Erforderniß des Deputirten — fie iſt dem Herren⸗ 
Stande in hohem Grade eigen. — — Der niedere Adel iſt großen Theils (es vera 
jteht ſich von ſelbſt, daß wir ſehr ehrenwerthe Ausnahmen ſtatuiren) abhängig 
nicht blos von dem Monarchen, ſondern von den Miniſtern, überhaupt von den 
höheren Staatsbeamten; er würde das gefährlichſte Inſtrument in den Händen der 
Bureaukratie gegen die geſetzliche Freiheit des Volkes fein. Ohne Vermögen ift er 
gezwungen, um Staatsſtellen zu ambiren, entweder für ſich oder noch mehr für 
feine Kinder. Es giebt nichts Unſelbſtſtaͤndigeres, als eine adlige mit Kindern 
reich geſegnete Familie. Das einzige mit Schulden belaſtete Gut kann nicht ge⸗ 
theilt werden; es muß ſo viel wie möglich den Glanz der Familie noch repräſenti⸗ 
ren. Der älteſte Sohn — klaͤgliche Nachahmung des Engliſchen fo wohl begrün⸗ 
deten Geſetzes — übernimmt es und zahlt den übrigen Geſchwiſtern nothdüͤrftig 
nach und nach aus. Für dieſe muß anderweitig geforgt werden im Militair- oder 
Civilſach, mitunter werden ſie auch als Domainenpächter untergebracht, da wird 
der Kriegs-, dort der Juſtizminiſter, hier der Miniſter des Königl. Hauſes requi⸗ 
rirt“, u. ſ. w. „Wie der niedere Adel“ — heißt es an einer andern Stelle — 
„dahin zurückkehrt, woher er gekommen und wo er ſchon ſeit Jahrzehnden faktiſch 
iſt, zum Volke, fo tritt der Herrenſtand in fein altes hiſtoriſches Recht wieder ein; 
er bilder die Fürſten-Curie des alten Reichstages nach den für die Jeht- Zeit 
nothwendig gewordenen Veränderungen; die Nivellirungs-Geſetzgebung der Jahre 
1807 ff. hat ſich an ihn nicht gewagt, die Wiener Congreßakte gewährte ihm wie⸗ 
der, was ihm unter den veränderten Verhältniſſen, ohne die neu entſtandenen 
Rechte des Volkes zu ſchmalern, gewährt werden konnte. — Die Mitglieder des 
Herrenſtaudes bilden das eonſervative Element; ſie werden ſich Englands Ariſto⸗ 
kratie, vereinigt mit der Deutſchen allgerühmten Rechtlichkeit, zum Vorbild neh⸗ 
men.“ Das iſt die Stellung des Verfaſſers, der Standpunkt, von welchem aus 
er die Gründung einer Herrenbank betrachtet wiſſen will. 


| 


Anslan d. 


8 Frankreich. N 

Paris den 5. April. Man will hier jetzt gewiß wiſſen, daß Lord Palmer⸗ 
ſton nur von Preußen eine beiſtimmende Antwort auf ſeine Bemühungen, die 
nordiſchen Höfe zu ſeiner Anſicht über die Montpenſierſche Heirath zu beſtimmen, 
erhalten habe. Oeſterreich habe zweidentig geantwortet und Rußland wiederholt, 
daß es die Königin Iſabella nicht anerkenne, und alle Erklärungen über die Spa; 
niſche Vermählung ablehnen müſſe. 

Zu Anfang des Februar meldete der Moniteur, daß Se. M. der König 
von Seiner Excellenz dem Präſtdenten der Vereinigten Staaten die Antwort 
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auf die Anzeige von der Vermählung des Herzogs von Montpenſier erhalten habe. 
Bei dieſer Gelegenheit zeigt der Sekretariats⸗-Chef in Waſhington amtlich an, daß 
nie und bei keiner Gelegenheit der Präſident den Titel Excellenz erhalte. 

Man will hier wiſſen, daß jetzt die Londoner Bank in nicht geringerer Verle⸗ 
genheit ſei, als früher die Franzöſiſche, und ſich ſehnlich einen Kaiſer von Ruß⸗ 
land und eine Königin von Spanien wünſche. 

Die Revue der beiden Welten, miniſteriel und optimiſtiſch gehalten, 
kann ſich doch nicht erwehren, in ihrer heute erſchienenen Nummer einige Winke 
über den ſonderbaren Stand der Dinge in Spanien fallen zu laſſen; ſie meint, 
was die Königin Iſabelle jetzt zumeiſt beſchäftige, ſeien keineswegs politiſche 
Ideen; ihre Lage ſei ſchwierig; es fehle ihr jetzt der „weiſe Rath“ ihrer Mutter. 
„Iſabelle iſt gegenwärtig im Rauſche der Jugend und der Macht; ſie lebt nicht, 
wie die Königin Victoria, in Mitten einer ſittenſtrengen und ernſten Geſell— 
ſchaft. In Spanien iſt die Einbildungskraft glühender und das 
Leben öffentlicher.“ Die Andeutungen ſind genügende Commentare zu den 
jüngſten Madrider Stadtgeſprächen. ; 

Man trägt ſich mit der Vermuthung, der Kaiſer Nikolaus werde im Lauf 
des Sommers einen Veſuch bei der Königl. Familie im Schloſſe zu Eu machen. 

Spanien. 

Madrid den 29. März. Geſtern Abend erſchien die Königin, von den 
neuen Miniſtern begleitet, in dem Konzerte, welches im Licco ſtattfand. Dieſen 
Nachmittag werden die Miniſter im Senat und Kongreß erſcheinen, um das her- 
gebrachte Programm vorzulegen und dann, wie man glaubt, die Sitzungen der 
Cortes auf einige Zeit zu vertagen. 

Herr Pacheco iſt bekanntlich der Chef der ſogenannten Puritaner, welche dar— 
auf beſtanden, daß das conſtitutionelle Syſtem in feiner ganzen Reinheit durch- 
geführt werden müſſe. Nun aber ſcheint er den Grundſatz, daß die Krone 
ihre Miniſter aus der Mitte der Majorität der Cortes zu wählen habe, eben 
fo wohl wie die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit, daß ſämmtliche Mit⸗ 
glieder eines Kabinets von übereinſtimmenden Anſichten geleitet werden müſſen, 
zu verwerfen. Noch vor wenigen Tagen erklärte der Tiempo, das Organ 
Pacheco's, die Möglichkeit des Eintrittes eines Mannes wie Salamanca in ein 
nach conſtitutionellen Grundſätzen zu bildendes Miniſterium für eine Fabel und 
Abgeſchmacktheit und den bloßen Gedanken daran für eine Verletzung der öffent⸗ 
lichen Moral. Nun hat er ſelbſt die Eruennung Salamanca's zum Finanz: 
Miniſter ausgefertigt, und dieſer wird die wahre Seele des neuen Kabinets fein. 

Die Herren Pacheco, Paſtor Diaz und Salamanca waren bekanntlich die 
eifrigſten Gegner der Montpenſierſchen Heirath und des Franzöſiſchen Einfluſſes. 
Gegen Pacheco, ais Redakteur des Tiempo, war die von dem Franzöſiſchen 
Botſchafter erhobene Injurienklage perfonlich gerichtet. Um fo mehr muß es be- 
fremden, daß er jetzt ſich Männern, wie Benavides und Mazarredo, zugeſellt, 
die Jedermann für aufrichtige Diener der Franzöſiſchen Politik halten muß. 

Bei der feierlichen Prozeſſion mit Palmen, die geſtern im Schloſſe ſtattfand, 
eröffnete die Königin, von ihrem Schwiegervater geleitet, den Zug. Mit Be⸗ 
fremden vermißte man den König. 

Vor wenigen Tagen wurde die von Valencia kommende Diligence bei Ocanna 
und die von Eſtremadura kommende eine Meile von hier ausgeplündert. Die 
Räuber banden die Reiſenden an Bäumen feſt, und erſt nach einigen Stunden 
kamen Leute herbei, welche fie entfefjelten. 

Madrid den 30. März. Die [Ultramoderirten haben ſich in ihrer Ver: 
blendung zu einem Schritte verleiten laſſen, der dem neuen Miniſterium einen 
glänzenden Sieg verſchafft hat. 

Sämmtliche Miniſter erſchienen geſtern Nachmittag im Kongreije, und Herr 
Pacheco nahm das Wort, um fein politiſches Programm vorzulegen. Er er- 
klärte, daß er ſich zu den Moderirten und Liberalen zähle und das Miniſterium 
übernommen habe, um zugleich die Ordnung aufrecht zu halten und die Ergeb— 
niſſe der Revolution ſicher zu ſtellen. Er erfuchte den Kongreß, fein Urtheil zus 
rück zu halten, bis die Miniſter ihr Syſtem entwickelt haben würden. „In Be— 
zug auf unſere Politik zum Auslande“, ſagte er, „wollen wir durchaus Spanier 
ſein und in Frieden und Eintracht mit allen Nationen leben, aber wir wollen mit 
keiner Macht in fo innige Verhältniſſe eingehen, daß ſie uns erniedrigen könnten. 
Die beſtehenden Allianzen werden wir achten, ohne einer den Vorzug zu geben. 
In Portugal walten bedenkliche Unruhen ob, und wir erklären, daß wir unſrer⸗ 
ſeits Alles thun werden, auf daß der Thron Donna Maria's nicht nur nicht zu 
Grunde gehe, ſondern nicht einmal Gefahr laufe.“ Die Regierung würde, 

fügte der Miniſter-Präſident hinzu, den Cortes einen Geſetz Entwurf über, die 
Preſſe vorlegen und die Amneſtie, ſo weit es die Umſtände erlaubten, erweitern. 
Die verſchiedenen, den Cortes vorliegenden Geſetz-Entwürſe würden die Miniſter 
genau prüfen und die Ermächtigung zur Regulirung der Staatsſchuld als von den 
Cortes zurückgenommen betrachten. Herr Pacheco ſchloß mit der Bitte, daß der 
Kongreß auf einige Tage ſeine Sitzungen einſtellen möchte. — Dieſes Programm 
wurde ſehr kalt aufgenommen. Allein gleich darauf wurde ein von mehreren Ul⸗ 
tramoderiten untetzeichneter Antrag verleſen, kraft deſſen die Regierung ohne Auf— 
ſchub dem Kongreß alle Papiere und Rechnungen vorlegen ſollte, welche auf die 
von Seiten der Staatskaſſe gegen den jetzigen Finanz- Miniſter, Herrn Salamanca, 
als vormaligen General⸗Pächter des Salz- Monopols, und aus dem Grunde an— 
derer Kontrakte erhobenen Reklamationen Bezug hätten, Sogleich erhob ſich Hr. 
Salamanca mit der Erklärung, daß er ſeit feiner (Tags zuvor erfolgten) Er⸗ 
nennung zum Finanz⸗Miniſter aufgehört habe, Kauſmann zu fein, Er habe eine 


* 
— 
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Summe von drei Millionen in Staatspapieren, welche die Regierung ihm als 
Garantie bis zu erfolgter Zahlung ſeiner rechtmäßigen Forderungen einhändigte, 
vor wenigen Stunden der Staats-Kaſſe zurückgegeben. Er berief ſich auf die ge⸗ 
rechten Anſprüche, die er als Ehrenmann (como caballero) auf das öffentliche 
Vertrauen habe, und verhieß die Finanz-Verwaltung mit derſelben Rechtlichkeit 
und Umſicht zu betreiben, die er auf ſeine Privatgeſchäfte verwandt habe. Das 
Salz⸗Monopol hätte ihm als Pächter, behauptete er, nur Schaden gebracht, 
und eine Kommiſſion, die er jo eben aus den Herren Mon Mendizabal und Mo- 
ron (Urheber des Antrages) zuſammengeſetzt, würde die obſchwebende Liquidation 
ſchleunigſt beendigen. f 5 

Die progreſſiſtiſchen Deputirten und die Zuhörer auf den Galleerien zollten 
dieſen Worten des Finanz-⸗Miniſters lauten Beifall. Als nun der Deputirte 
Moron, Urheber des gegen Herrn Salamanca und das Miniſterium überhaupt 
gerichteten Antrages, das Wort zur Unterſtützung deſſelben nahm und einige be⸗ 
leidigende Anſpielungen auf die Gegner der abgetretenen Miniſter machte, ent⸗ 
ſtand ein keiner Schilderung fähiger Auftritt. Die zahlreichen, der moderirten 
Partei angehörenden Freunde Salamanca's, welche bisher mit den Miniſtern 
Mon und Santillan ſtimmten, nun aber im Drange reiner Vaterlandsliebe frühes 
ren Verpflichtungen entfagen, um den neuen Argonauten anf der Fahrt zur Ge« 
winnung des goldenen Vlieſſes zu begleiten, verlangten mit lautem Geſchrei, Hr. 
Moron ſolle ſeiner boshaften Anſpielungen wegen Abbitte thun, und belegten ihn 
mit den empfindlichſten Beiworten der caſtilianiſchen Sprache. Während ein 
Theil der moderirten Deputirten mit geballten Fäuſten und geſchwungenen Stöcken 
auf Herren Moron eindrang und der andere, auf die Spitze ſteigend eine beſſere 
Ausſicht auf das Schlachtfeld zu gewinnen ſuchte, erſcholl von den Gallerieen des 
Publikums ein dounerähnliches Gebrüll. Vergebens bedeckte der Präſident ſich, 
um die Sitzung für aufgehoben zu erklären. Gewaltige Hände entriſſen ihm ſei⸗ 
nen Hut. Nach einer halben Stunde war die Aufregung der Landesvertreter end— 
lich geſtillt, und zitternd erklärte Herr Moron (Verfaſſer einer Geſchichte der Spa— 
niſchen Kultur), er habe nur ſeine Doktrinen entwickeln, keinesweges aber Herrn 
Salamanca beleidigen wollen. 

Der Miniſter⸗Präſident (Pacheco) bemerkte darauf, daß in dem Antrage 
die verborgne Abſicht, einen tadelnden Ausſpruch über das Miniſterium zu verhän⸗ 
gen, läge, und lud den Kongreß ein, dieſen Umſtand bei ſeiner Abſtimmung im 
Auge zu behalten. Der Kongreß entſchied darauf durch 133 Stimmen gegen 59, 
daß der Autrag nicht in Erwägung gezogen werden ſolle. Unter den 133 Stim⸗ 
men befanden ſich die von 43 Progreſſiſten und 90 Moderirten. Sämmtliche 
Mitglieder des Miniſteriums Sotomayor und die Herren Mon, Pidal, Martinez 
de la Roſa, Donoſo Cortes ſtimmten für den Antrag. 1555 

Das neue Miniſterium hat nun vermittelſt dieſes durch die Unbeſonnenheit der 
Ultramoderirten herbeigeführten Ausſpruches des Kongreſſes die parlameutariſche 
Weihe erhalten, und auch im Senate wurde geſtern das Program des Herrn Pa⸗ 
checo mit Theilnahme aufgenommen. Die Sitzungen der Cortes find bis anf 
künftige Woche eingeſtellt worden. 

Sobald der General Serrano erfuhr, daß Herr Pacheco zum Miniſter-Prä⸗ 
ſidenten ernaunt worden war, zeigte er dem zur Unterſuchung feines Betragens 
niedergeſetzten Kriegsgerichte ſeine Wohnung mit der Erklärung an, daß er ſich 
für vollkommen unſchuldig halte und nur deshalb verborgen habe, um ſich gegen 
Gewaltſchritte zu ſichern. Die Königin ſoll befohlen haben, daß ihm einer der 
höchſten Poſten der Armee übertragen werde. 

Rußland und Polen. 

St. Petersburg den 30. März. Auf Beſehl Sr. Majeſtät des Kaiſers 
war der Medizinal-Rath vom Miniſterium des Innern beauftragt worden, das 
neue Verfahren, chirurgiſche Operationen durch das Einathmen von Schwefeläthers 
Dämpfen ſchmerzlos zu machen, einer genauen Prüfung zu unterwerfen. Der 
Medizinal⸗Rath iſt dieſem Auftrage nachgekommen und erachtet mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß, der mancherlei günſtigen Reſultate ungeachtet, welche ſich aus der An⸗ 
wendung dieſes Verfahrens hier und im Auslande ergeben haben, die Zahl der 
damit angeſtellten Verſuche zur Zeit dennoch nicht groß genug ſei, um daraus 
einerſeits die Folgen dieſes Verfahrens für Medizin und Chirurgie mit einiger Bes 
ſtimmtheit bezeichnen, andererſeits Vorſchriften fir den Gebrauch angeben, oder 
über die Schädlichkeit oder Unfchädlichkeit des Mittels ein Urtheil ausſprechen zu 
fünnen, für nothwendig, daß, um über alle dieſe Fragen entfheiden zu können, 
zuvor die Prüfung des genannten Verfahrens unter der Auſſicht ſachverſtändiger 
und zuverläffiger Aerzte fortgeſetzt und die Ausführung dieſer Verſuche, unabhän- 
gig von den Fakultäten, welche der Minifter des Unterrichts damit beauftragen 
wird, den Kliniſchen Anftalten der hieſigen mebicoschirurgifchen Akademie, dem 
St. Petersburgiſchen erſten Militair-Landhospital und den hieſigen Civil⸗Hospitä⸗ 
lern mit der Weiſung übertragen werde, dem Medizinal-⸗Rathe feiner Zeit über die 
Reſultate ihrer Beobachtungen, zur definitiven Erledigung der Frage, zu berichten. 
Gemäß dieſem Gutachten des Medizinal-Raths hat der Miniſter des Innern, aus 
mediziniſch⸗polizeilichen Rückſichten und um die willkürliche Anwendung des Einath⸗ 
mens von Aetherdämpfen einigermaßen zu beſchränken, für nothwendig erachtet, 
zu verordnen, daß bis zur vollſtändigen Aufhellung dieſes Gegenſtandes: 1) die 
Apparate zum Einathmen von Aetherdämpfen ſowohl die von hieſigen Inſtrumen⸗ 
tenmachern verfertigten, als die aus dem Auslande eingeführten, nur in den mes 
diziniſchen Lehr-Anſtalten und in den Kron-Hospitälern verkauft werden ſollen, 
und 2) die Anwendung des Einathmens von Aetherdämpfen in der Privat-Praris 
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nicht anders geſtattet werde, als auf Entſcheidung einer Conſultation ſachverſtän⸗ 
diger und erfahrener Aerzte und unter perſönlicher Verantwortlichkeit dieſer Aerzte. 

uẽeber den Eindruck, den ein Erlaß Suleiman's Efendi gegen die Handlun⸗ 
gen und das Benehmen Schamil's bei den Bergvölkern, unter denen er in Arabi⸗ 
ſcher und Tatariſcher Sprache verbreitet wurde, gemacht hat, meldet der Ka w⸗ 
kas Folgendes: „Es hat die Veſchatzen, Anzuchzen und Anzroſchen bei Durch⸗ 
leſung gedachten Erlaſſes nicht wenig überraſcht, daß Suleiman Efendi, den ſie 
bisher als einen Fanatiker und unverſöhnlichen Feind der Ruſſen gekannt hatten, 
von Schamil abgefallen ſei, und ſie ſuchen den Grund zu dieſem Benehmen Su⸗ 
leiman's in der bedrängten Lage Schamil's. Einige Stellen des Suleimanſchen 
Arlikels, die ihnen beſonders geſielen, mußten in den Volks⸗Verſammlungen meh⸗ 
reremale vorgeleſen werden. Die Schlußfolge, die ſie aus dem Zerwürfniſſe zwi⸗ 
ſchen Suleiman und Schamil ziehen, iſt folgende: Sie ſprechen: „„Wenn man 
aus einem Felle immer auch nur Ein Haar auszieht, ſo wird es endlich doch kahl; 
ſo wird es auch mit Schamil gehen, wenn nach und nach alle im Volke Gewicht 
habende Männer, ſei es aus eigenem Antriebe, oder durch die Ruſſen mit Gewalt 
gezwungen, von ihm abfallen. Auch Schamil wird endlich wie das Fell, aus 
dem man die Haare gerauft, kahl daſtehen.““ Auch ſoll nach der Ausſage eini⸗ 
ger Lesginen beim geſammten Volke der Artikel Gegenſtand vielen Nachdenkens 
fein. So viel geht wenigſtens aus Allem hrvor, daß die Ausſtellungen Suleiman's 
Efendi, die wahr ſind und auf Thatſachen ſich gründen, einen großen und gün⸗ 
ſtige Folgen verſprechenden Eindruck gemacht haben.“ 

Von dem Wunfche geleitet, dem Handelsverkehre Rußlands mit Transkauka⸗ 
ſien eine geſichertere Baſis zu geben, haben ſich mehrere bedeutende Ruſſiſche Fa⸗ 
brifanten zu einer Geſellſchaft vereinigt, in der Abſicht, Transkaukaſien mit Er⸗ 
zeugniſſen der Ruſſiſchen Industrie zu mäßigen Preiſen zu verforgen, und demnach 
een, an mehreren Punkten des Landes Waarendepots zu gründen. 

le wird Tiflis eine ſolche Niederlage erhalten und ſpäter, nach Maßgabe des 
ſich ergebenden Bedürfniſſes, auch andere bedeutendere Handelsorte Transkauka⸗ 
En Zu dieſem Unternehmen ift die Kaiſerliche Einwilligung bereits erfolgt. 
Ungs ace es n beabſichtigen gleich jetzt beim Beginne des Früh⸗ 
ah el boftae shaltige Waaren nach Tiflis zu ſchaffen; mehr volumindfe 

8 are Gegenſtände ſollen ſodann im März zu Waſſer auf dem Don 


über Roſtoff und weiter über Kertſch oder über Aſtrachan und Baku nachkommen. 


Die Handels-⸗Geſellſchaft hat aber nicht nur den Verkauf Ruſſiſcher Induſtrie-Er⸗ 
zeugniſſe im Auge, fie gedenkt auch Trauskankaſiſche Erzengniſſe einzutauſchen oder 
zu kaufen. Der Präſident der Moskauer Abtheilung des Manufaktur-Raths hat 
Bi Statthalter im Kaukaſus eine Abhandlung über die Eeiben-Induftrie zuſtellen 
aſſen, und Baron Meyendorf beabſichtigt ſpäter Mittheilungen über die Kultur 


der Baumwolle, des Kra 
* pps, des Tabaks und anderer für die inländiſche Indu 
ſtrie brauchbarer Kultur-Gegenſtände Niem zu laſſen. . en 2 


. N Bekauntmachung in den Zeitungen erinnert daran, daß jetzt nach Ablauf 

er 0 monatlichen Friſt die Platina-Münzen bei den Kaiſerlichen Caſſen nicht mehr 
angenommen werden, und eine Platinamünze im Gepräge von 3 Rubel nach dem 
jetzigen Marktpreiſe etwa 2 Rubel Gewicht habe. 

l Von der Ruſſiſch-Poluiſchen Grenze, den 1. April. Die Braud⸗ 
bäufer (Branntweinbrennereien) in den Polniſchen Grenzörtern, die nach einer 
ſrüheren Verfügung im Februar d. J. geſchloſſen werden ſollten, haben neuerdings 
Prolongation auf zwei Monate zum Brennen bekommen, wodurch vielen Tauſend 
Be die in Noth und Elend leben, die letzte Hoffnung ſich mit ihrem Leben 
1 i chſten Ernte durchzuſchlagen, benommen wird. Die Folgen von biefer 

arteten Prolongirung haben ihre Wirkungen nicht verfehlt und find der That 
ſache auf den Verſen gefolgt. Die Getreide- und Kartoffelpreiſe fteigen ſeitdem 
von einem Markttage zum andern und die Noth nimmt in demſelben Maßſtabe zu, 
in dem die Nahrungs⸗Surrogate zu Spiritus verwendet werden. Der Eigennutz 
überſieht hier alles Elend. Die von einem Herrn Plath projektirte und auch ber 
reits gegründete Guberniat-, Spinn⸗ und Arbeits⸗Anſtalt ſoll von den Polen aus 
gefeindet werden und ſelbſt von den Behörden ſind derſelben Schwierigkeiten bei 
der Ausführung entgegengeſtellt worden, wie man ſagt nicht ſowohl wegen Unzweck— 
mäßigkeit derſelben, als weil es ungern geſehen wird, daß der Fürſt Paskewitſch 
den Herrn Plath zum Direffor und unbeſchränkten Disponenten dieſer Anſtalt er⸗ 
naunt hat, da derſelbe bekanntlich als Urheber und Leiter der zweijährigen Grenz⸗ 
und Handelsunterſuchung durch den Staatsrath Biernatzkl, von den Beamten ges 
fürchtet und gehaßt wird. Es wäre wahrlich zu beklagen, wenn die Armuth we— 
gen Perſönlichkeiten leiden ſollte, denn ein Inſtitut dieſer Art kann bei den hieſi— 
den Verhältuiſſen gewiß nur von erſprießlichen Folgen fein. Unſer ſchwacher Finanz— 
zuſtaud erlaubt große Unterftügungen für Armenpflege, wie in den letzten beiden 

Jahren für die Dauer nicht, folglich iſt es immer beſſer, die Armen durch Erwerd 
zu unterhalten, wo die dazu angelegten Kapitalien wenigſtens theilweiſe wieber 
zurücklließen, als dieſelben aus der Taſche zu ernähren, was obenein den Trieb 
zur eigenen Forthilfe erſticken muß. 

1 Italien. 

Rom den 27. März. Ihre Königl. Hoheit die Frau Prinzeſſin Albrecht 
von Preußen hatte vorgeſtern eine Abſchieds⸗Audienz beim heiligen Vater und wird 
uns nach Oſtern verlaſſen, und Se. Königl. Hoheit der Prinz Karl vm Preußen 
iſt geſtern von hier abgereiſt und hat fig in Civitavechia eingeſchifft. a 

Außer dem Delegaten von Viterbo iſt auch der Biſchof jener Steot, der Kar⸗ 
dinal Pianetti, hier eingetroffen, und die Regierung hat als awerordentlichen 
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Delegaten den Monſ. Savelli dahin abgeſchickt. Zugleich find von Perugia und 
hier Truppen nach Viterbo abgegangen. Ferner wurden 800 Rubbia Weizen 
aufgekauft, um ſie daſelbſt zum Mittelpreis den Bürgern zu überlaſſen. Ueberall 
in den Provinzen ſpukt der Kommunismus, welcher öffentlich gepredigt wird, und 
der in Italien auf einen wuchernden Boden fällt. Dieſe Machinationen und die 
politiſchen Aufregungen bereiten den beſten Abſichten der Regierung unüberwind⸗ 
liche Hinderniſſe, und das Land geht einer bedenklichen Zukunft entgegen. Ge⸗ 
ſtern hieß es hier, in Bologna bewaffneten ſich die Bürger, indem man einen 
Angriff der Landleute befürchte, die jetzt nicht mehr von Kaufen, ſondern von 
unentgeltlicher Austheilung der Lebensmittel ſprechen. Für Ferrara iſt an Kardi⸗ 
nal Ugolini's Stelle der Kardinal Chiaechi zum Legaten ernannt. In Ancona 
iſt über das Einrücken der Auxiliar-Truppen ein Streit mit der Bürgerſchaft ent⸗ 
ſtanden, welcher aber glücklich beigelegt wurde, ohne daß es zu Exzeſſen kam. 
Die bedeutungsvollen Zurufe, welche dem heiligen Vater vorgeſtern gemacht wur⸗ 
den, ſind hier noch immer Gegenſtand der Beſprechung. 
Sch we i z. 

Bern. Im Publikum iſt die uns faſt unglaublich ſcheinende Nachricht mit 
Beſtimmtheit verbreitet, als ob die Regierung mit Herrn Dr. Zeller Unterhand⸗ 
lungen durch einen Abgeordneten habe anknüpfen laſſen, um denſelben zu bewe⸗ 
gen nicht hierher zu kommen oder ſich in eine andere Stellung verſetzen zu laſſen. 

Bern. (Eidg. Z.) Ein Artikel in Nr. 76 der Volkszeitung ſcheint 
Anlaß zu einer ganzen Reihe von Preßprozeſſen geben zu ſollen. 
Ein Oberländer meinte nämlich in einer dießfälligen Einſendung: „118 Mit, 
glieder des Großen Rathes haben alſo durch ihr Votum erklärt, daß ſie den auti⸗ 
chriſtlichen Orundfägen des Deutſchen Pantheiſten Zeller beipflichten, daß fie, wie 
er, an keinen Gott, keine Unſterblichkeit, keinen Heiland glauben.“ Wie der 
Verf. Frd. berichtet, wären nun „alle jene 118 der Mehrheit geneigt zu klagen 
und gegen 25 hätten bereits Auftrag zur Klage an Advokaten gegeben.“ 

Wallis. Die Anführerin des weiblichen Landſturmes aus 
dem Illierthal, Maria Rey-Bellet, läßt in der Simpl. Ztg. ein Schreiben 
an alle katholiſchen Frauen und Mädchen der Schweiz abdrucken, durch welches 
fie dieſelben auffordert, ſich militairiſch zu organiſiren. „Zu einer Zeit 
— ſchreibt die Heldin — da wir ſo viele Männer Sansculotten werden ſehen, 
iſt es nöthig, daß wir uns waffnen und an ihre Stelle treten.“ Zuvörderſt will 
fie, daß ein weiblicher Kriegsrath gebildet werde. 

: R 

Konſtantinopel, den 17. März. Unlängſt wurden aus dem Grabmal 
Sultan Mahmud's mehrere keſtbare Shawls, womit der Sarg bedeckt war, ſo 
wie die Diamanten vom Turban des Sultaus, geſtohlen. Um des Diebes hab⸗ 


haft zu werden, ſperrte man auf ein paar Stunden die Thore der Stadt, alles 
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zu der Amtsentſetzung Hafiz Paſcha's, des Polizei- Chefs von Stambul — nicht 
von Pera und Galata — die einige Tage darauf erfolgte. Für die Stadt Kon⸗ 
ſtantinopel iſt dies ein unerſetzlicher Verluſt. Haſiz Paſcha gehört zu der äußerſt 
kleinen Zahl von Türken, die wirklich auf einen höheren und freieren Standpunkt 
ſich erhoben haben und aufrichtig und ernftlich das Beſſere wollen. Dabei iſt Haſiz 
Paſcha ein Mann von großer Willenskraft und unermüdlicher Thätigkeit. Wäh⸗ 
rend ſeiner kurzen Amtsführung hat er mehrere ſehr bedeutende Verbeſſerungen 
theils begonnen, theils wirklich zu Stande gebracht, fo die Straßen⸗Beleuchtung 
von Stambul, die Reinigung der Straßen und Anderes. Tahir Paſcha iſt ſei⸗ 
nes Amtes enthoben und Ruſtem Paſcha an ſeine Stelle geſetzt. . 
— 


2 Vermiſehte Nachrichten. 

Der Mechanikus Goſſow, Berlin Lindenſtraße 19., hat einen neuen Bruͤt⸗ 
Ofenkaſten konſtruirt, in welchem er täglich 10 Schock Hühner auszubrüten ges 
denkt. Die mechaniſchen Einrichtungen dabei denkt er für 600 Thlr. zu liefern. 
Der Bau des Hanſes koſtet vielleicht nur das Doppelte, und es wäre wohl wün⸗ 
ſchenswerth, daß der Plau näher geprüft, und, wenn er ſich bewährte, etwa 
durch eine Aktien-Geſellſchaft in Ausführung gebracht würde. di 

In Offenbach find am 4. April 30 Familien aus der evangelifchen Kirche 
ausgetreten und zur deutſchkatholiſchen übergegangen, unter ihnen der Dr. L. Dies 
fenbach. Die Uebergetretenen gehören den ſogenannten Lichtfreunden an. 

In Lon don gingen Nachrichten aus Sidney vom 12. December v. J. hier 
ein. Sir Thomas Mitchell hatte über feine ins Innere von Neu⸗Holland unters 
nommene Entdeckungsreiſe einen höchſt intereſſanten Bericht an den Gouverneur 
von Neu-Süd⸗Wales abgeſtattet. Unermeßliche Strecken fruchtbaren, von vielen 
Flüſſen bewäſſerten Landes waren entdeckt worden. Den größten unter dieſen 
Flüſſen hat Mitchell mit dem Namen „Victoria“ belegt und glaubt, daß er ſich 
in den Meerbuſen von Carpentaria ergießt. Er iſt an 100 (engl.) Meilen dem 
Laufe des Fluſſes gefolgt und ſagt in ſeiner Schilderung, daß die Gegend, welche 
er ſah, aus grünenden Ebenen und üppigen Weiden beſtand, die an Reichthum 
des Pflanzenwuchſes wie Ausdehnung Alles überträfen, was er früher geſehen. 
Neue Vögel und Pflanzen zeigten, daß dieſe Gegend von allen bisher erforſchten 
ſich gänzlich unterſcheide. Daß jener Fluß der größte Auſtraliens iſt, der viele 
Nebenſiröme aufnimmt, das, ſagt Mitchell, kann keinem Zweifel unterliegen, 
und die Abhänge und Ebenen von Central-Auſtralien, durch welches biefer Strom, 
deſſen Quelle ungefähr 24° 50° ſüdl. Breite und 146° 42“ dftl. Länge zu ſetzen 
iſt, ſcheinen hinreichend, um die ganze Welt mit Viehfutter zu verſorgen. 


Stadttheater in Poſen. 

Montag den 12. April: Uriel Acoſta; Drama 
in 5 Akten von Gutzkow. 

Dienſtag den 13. April zum Erſtenmale: Die 
Juriſten, oder: Der Brudermörder; Schau⸗ 
ſpiel in 5 Akten von Wangenheim. 


Nothwendiger Verkauf. 


Land⸗ und Stadtgericht zu Schroda. 


Die in Lagiewnik sub No. 4. belegene, den 
Ludwig Krügerſchen Eheleuten gehörige, aus 
einem Wohnhauſe, einer Scheune, Remife, einem 
Stalle, zwei Brunnen, und 683 Morgen Ackerland, 
fo wie zwei Obſtgärten beſtehende Ackerwirthſchaft, 
nach der Pauſch und Vogen-Taxe auf 2588 Rthlr. 
17 Sgr. 6 Pf., und nach der Ertragstare abgeſchätzt 
auf 6750 Rthlr. 8 Sgr. 4 Pf. zufolge der nebſt Hy⸗ 
pothekenſchein und Bedingungen in der Regiſtratur 
einzuſchenden Taxe, ſoll 

am 21ſten Jupi 1847 Vormittags 10 Uhr 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Alle unbekannten Realprätendenten werden aufge— 
boten, ſich bei Vermeidung der Präkluſton ſpäteſtens 
in dieſem Termine zu melden. 


Bekanntmachung. 

Die Verwaltung der Depofitorien bei dem unters 
zeichneten Gerichte iſt nachſtehenden Beamten über⸗ 
tragen worden: 

J) dem Herrn Kammergerichts-Aſſeſſor Knebel 

als 1. Kurator, 

2) dem Herrn Kammergerichts⸗Aſſeſſor Henkel 
als II. Kurator, 

3) dem Hrn. Salarienkaſſen⸗Kontroleur Spisky 
als Rendanten, in Vertretung des kranken Ren⸗ 
danten Herrn Myndych. 

Nur an dieſe drei Beamten zugleich und deren ge» 
meinſchaftliche Quittung können Gelder und geld— 
werthe Sachen mit Sicherheit ad Depositum abge» 
liefert werden. 

Sollte wegen Krankheit, Ehehaften oder eines ſon⸗ 
ſtigen Zufalls des einen oder des anderen dieſer Depo⸗ 
ſital⸗Beamten eine Vertretung eintreten müſſen, fo 
wird dieſelbe jedesmal durch Aushang am ſchwarzen 
Brett bekannt gemacht werden. 

Die Depofitaltage werden bei dem unterzeichneten 
Gerichte am Mittwoch jeder Woche Vormittags 9 
Uhr abgehalten. 

Da die geſetzlich unſtatthafte Annahme von Depo⸗ 

PU Mena nenn SR, - ©. 
alle diejenigen‘, welche Gelder, geldwerthe Papiere, 
Dokumente oder Preticſen zum Depoſttorio abzulie⸗ 
‚ fern haben, aufgefordert, ſolche nach Vorſchrift der 
Depoſttal⸗Ordnung zeitig zur Annahme anzubieten, 
damit das Depoſitorium mit dem nöthigen Annah⸗ 
mebefehle verſehen werden kann, und erſt, wenn 
dies geſchehen und die Deponenten davon benachrich— 
tigt find, die Einlieferung an dem beſtimmten De- 
peſttaltage zu bewirken. 

Wer dieſer Beſtimmung entgegen dennoch Gegen⸗ 
ſtände zur Aſſervation beabſichtſgt, hat feine Abwei⸗ 
ſung damit zu gewärtigen. 

Koſten, den 27. März 1847. 

Koͤnigliches Land- und Stadtgericht. 


Mittwoch den 14ten April d. J. Vormit⸗ 
tags 10 Uhr ſollen auf dem Hofe des Katharinen⸗ 
Kloſters (Wronkerſtraße) zwei ausrangirte Sielen⸗ 
Geſchirre nebſt Vruſtkoppeln, Kreuzleinen, Halſtern, 
Zügel und Gebiß öffentlich an den Meiſtbietenden 
verkauft werden, welches hiermit bekannt gemacht 
wird. 

Poſen, den 9. April 1847. 

Das Kommando des 7ten Huſaren⸗ 
Regiments. 


Auktion. 


Montag den I2ten April Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab, ſollen wegen 
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No. 47., angenommen und je 
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Wohnorts⸗Veränderung in der erſten Etage des Eck⸗ 
ſchen Hanſes St. Martin No. 24/76. mehrere Mö⸗ 
bels, beſtehend aus Sopha's, Tiſchen, Stühlen, 
Schränken ꝛc., Jagdgewehren, Haus- und Küchen⸗ 
geräthen nebſt verſchiedenen andern Gegenſtänden, und 
Mittags 12 Uhr ein Flügel von Zuckerkiſtenholz ges 
gen baare Zahlung verſteigert werden. Anſchütz. 


Auktion. 


Dienſtag den 13. April ſollen im Gebhardt⸗ 
ſchen Haufe auf dem Hofe rechter Hand, Halbdorf— 
ſtraße No. 121., Vormittags von 10 und Nachmit⸗ 
tags von 3 Uhr ab, mehrere gute Möbel von Ma⸗ 


hagoni- und Birkenholz, Haus- und Küchengeräthe, 


Glas, Porzelan, Bilder, nebſt verſchiedene andere 
Gegenſtände gegen baare Bezahlung verſteigert wer⸗ 
den. Anſchütz. 


Auktion. 


Mittwoch den 14ten April Vormittags von 
10 und Nachmittags von 3 Uhr ab ſollen im Hofe 
des Hartwig ſchen Grundſtücks, Waſſerſtraße No. 
17., mehrere verſchiedene Möbels, Spiegel, Kron⸗ 
leuchter, Uhren, Betten, Waͤſche, Kleidungsſlücke, 
Rauchwaaren, Porzelan, Glas, Kupfer, Zinn und 
Eiſengeräthe ꝛc. gegen baare Zahlung vertieigert wers 
den. Anſchütz. 


Die Gothaiſche Feuer-Verſiche⸗ 


rungs-Bank 

empfiehlt ſich zur Uebernahme von Vkrſicherungen 
durch ihre Haupt: Agenten 
C. Müller & Comp. 


Sapieha⸗Platz Nro. =. 


Die Kölniſche Feuer⸗Verſicherungs⸗Ge⸗ 
ſellſchaft 


Colonia 


empfiehlt ſich zur Annahme von Verſicherungen durch 
die unterzeichneten Haupt⸗Agenten, fo wie durch den 
Special-⸗Agenten Hein rich Rofenthal, Markt 


No. 85. 
D. L Lubenau Wwe. & Sohn, 
Breiteſtraße No. 26. a 


Die Mi Nb Feuer- Verſi⸗ 
cherungs⸗Geſellſchaſt 


empfiehlt ſich zur Annahme von Verſtcherungen ges 


gen Feuersgefahr zu feften und billigen Prämien 
durch den Haupt- Agenten \ 


Herrmann Moritz in Poſen, 
Gerberſtraße No. 32. 


Ein Wirthſchafts⸗Amtmann, 
unverheirathet, militairfrei, der Polniſchen Sprache 
völlig mächtig, welcher bereits 17 Jahre auf bedeu⸗ 
tenden Herrſchaften fungirt, die Brennerei gründlich 
erlernt, große Dampfbrennereien ſelbſiſtändig betrie⸗ 
ben, ſo wie auch die letzten Jahre eine bedeutende 
Wirthſchaft adminiſtrirt, und blos durch den Ver⸗ 
kauf des Gutes brodlos geworden, wünſcht baldigft 
oder zu Johanni als ſolcher ein Unterkommen. Nä⸗ 
here Auskunft darüber wird unter H. W. post re- 
stante Breslau ertheilt. 


... ̃ ̃ͤ ...... HEROES N 

Bei dem Apotheker A. Oehlrich in Thorn fin» 
det ein Apotheker-Gehülfe ſogleich ein Engagement, 
und werden dort Meldungen mit Angabe der phar⸗ 
maceutiſchen Laufbahn erbeten. 


Ausgezeichnet ſchöner geſunder, großkörniger, 
ganz reiner rother und weißer Klee iſt in 1 und 2 
Centner⸗Collis jederzeit billig zu haben in Poſen, 
Dominikanerſtraße No. 371. bei 

D. G. Baar th. 


eee eee 
Borussia. 


Versicherungen gegen Feuersgefahr zu den billigsten und zugleich festen Prä- 88 
miensätzen werden durch den unterzeichneten Haupt- Agenten, vie eben- x 
falls durch den Sheen end Agenten Herrn simon Cohn, Gerberstrasse 8 


e beliebige Auskunft gratis ertheilt. 


Benoni Kaskel, 


Breitestrasse No. 22. 


e eee ee eee 
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Guter Buxbaum zur Einfaſſung der Rabatten 
und zum Pflanzen auf Grabmäler iſt zu haben 
Fiſcherei No. 84/16. g 


—— — —— — — — — 

Gutes Rohr zum Dachdecken, das Schock zu 25 
Sgr., ſteht zum Verkauf auf dem Dominio Kar⸗ 
czewo bei Grätz. 


Sommerroggen vorzüglicher Qualität iſt zu haben 
kleine Gerberſtraße No. 10. bei N 
Louis Kantorowicz. 


Ungarweine. 


Den erſten Transport unſerer an der Rebe gekauf⸗ 
ten und ſelbſt gekelterten 


1846 Ober⸗Ungarweine 


baben wir fo eben erhalten, welches wir unferen ges 
ehrten Kunden hierdurch anzuzeigen nicht verfehlen. 
Gebrüder Anderſch. 


Wohnungs veränderung, 

Mein Schuh⸗Magazin habe ich von Jeſuiten⸗ 
Straße No. 10. nach Breite⸗Straße No. 20. in das 
Haus des Herrn Juſtiz-Rath Ogrodowicz verlegt. 

S. F. Behr. 
CFF 
Geſchäfts⸗Eröffnung. 
Einem hohen Adel und dem hochgechrten 
Publikum beehre ich mich ganz ergebenſt 
4 anzuzeigen, daß ich mit dem heutigen Tage 
am alten Markte No. 73. 
® eine Kolonial- und Weinhandlung 
eröffnet habe. Indem ich mich dem gütigen 
Zuſpruche empfehle, verſpreche ich die ſchnell⸗ 
ſte und reellſte Bedienung. 

Poſen, den 6. April 1847. 

J. Mrowiuski. 


eee eee 


Die Verlegung meiner Wein- und Bairiſchen 
Bierhandlung von Jeſuitenſtraße nach Schloßſtraße 
No. 4. zeige ich hierdurch ergebenſt an. 

Poſen, den 6. April 1847. 

Meyer Wolff Falk. 


Große fette Limburger Sahn⸗Kä 
zu äußerſt biligem Preiſe empfie ler abr se 


E. Buſch, 
Friedrichsſtraßen⸗Ecke No. 25. 


 Hörse von Bertim. 


Zins-[Preus. Cour 


P 
Fuss. = Geld. 


Den 8. April 1847. 


Staats-Schuldscheine ,... 3 | 94 


Präm.-Scheine d. Seehdl. a 50 T. — 95 — 
Kur.- u. Neum. Schuldverschr . 91 — 
Berliner Stadt- Obligationen | 3 98811 — 
Westpreussische Pfandbriefe . . 94 la 
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Ostpreussische dito 971 — 
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Friedriehsd' oer — 13577, 1 
Andere Goldmünzen a 5 Thlr. — 11% up 
Disconto „...--.erre er, — 4 5 
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dio. Prior. Oblig........| 4 — 
dio. dio. dto .| 5 101, 1003 
Brl,-Stet. E. Lt. A und . 7 1083 _ 
Bonn Kölner Eisenbannn 5 — — 
Bresl.-Schweid.-Freibg.-Eisenb. 4 — — 
dito. dito. Prior, Oblig 4 er is 
Köln Mind.;v. 0... , man: 4 8 
Düss. Elb. Eisenbahnnn — 103 — 
dto. dto. Prior, Oblie.:.:. 4 93 — 
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